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gestellt, dass es nicht nur Fragen seitens der Oppo-
sition gibt, sondern dass es vor allen Dingen auf an-
deren Ebenen noch offene Fragen und eigentlich so-
gar Widerstände gibt. Beispielsweise hat der Städte-
tag in dieser Anhörung sogar angekündigt, gegen 
dieses Vorhaben in dieser Form zu klagen, weil man 
durch diesen Gesetzentwurf bestimmte Konnexitäts-
erfordernisse als gefährdet ansieht. 

Das Land widmet sehr viele Aufgaben neu zu Pflicht-
aufgaben zur Erfüllung nach Weisung um. Herr 
Schmitz, genau das haben Sie gerade angesprochen. 
Nur sagen Sie, das sei überhaupt kein Problem. Die 
kommunale Familie sieht da aber durchaus Schwie-
rigkeiten. Wir finden, dass man diese angesproche-
nen Themen ernst nehmen muss. Diese Verantwor-
tung haben wir. 

(Beifall von der SPD) 

Auf Grundlage dieser möglichen Klage baten wir im 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales am 
12.03. darum, den Punkt von der Tagesordnung zu 
nehmen und bei der folgenden Ausschusssitzung im 
April zu behandeln. 

Obwohl Sie zuvor Druck gemacht hatten, haben Sie 
in der darauffolgenden Sitzung selbst darum gebe-
ten, den Tagesordnungspunkt von der Tagesordnung 
zu nehmen, weil Ihnen offensichtlich aufgefallen war, 
dass man möglicherweise noch einmal darübergehen 
muss. Dem haben wir selbstverständlich zuge-
stimmt, weil wir uns darauf geeinigt haben, dass wir 
dieses wichtige Thema immer kollegial und gemein-
schaftlich bearbeiten wollen. 

Dann haben wir erst einmal sehr lange nichts mehr 
von Ihnen gehört. Wir haben keine Reaktion erhal-
ten. Wir wussten nicht, was passiert. Keine 24 Stun-
den vor der Ausschusssitzung in der letzten Woche 
haben Sie uns dann ein 27-seitiges Papier mit um-
fassenden Änderungen geschickt und parallel den 
Punkt für heute auf die Tagesordnung des Plenums 
gesetzt. Das ist unverschämt! 

(Beifall von der SPD) 

In der folgenden Ausschusssitzung haben wir ge-
meinsam mit den Kolleginnen und Kollegen der FDP 
darum gebeten, den Punkt aufgrund von parlamen-
tarischer Ordnung und guter Zusammenarbeit noch 
einmal von der Tagesordnung zu nehmen, damit wir 
die Möglichkeit erhalten, diesen noch einmal inhalt-
lich zu beraten. Das haben Sie abgelehnt. So haben 
wir also im Ausschuss nicht ein einziges Mal wirklich 
inhaltlich über das Thema sprechen können, nach-
dem auch die Opposition die Möglichkeit bekommen 
hatte, noch einmal Gespräche zu führen und sich in-
tensiv mit dem Gesetzentwurf auseinanderzusetzen. 

(Kirsten Stich [SPD]: Genau! Geht gar nicht! – 
Thorsten Klute [SPD]: So ist das, Herr 
Schmitz! – Kirsten Stich [SPD]: Das stört ihn 
aber nicht!) 

Inhaltlich konnten auch die vorgeschlagenen Ände-
rungen der Regierungskoalition die berechtigten Be-
denken nicht aushebeln. Die vorgeschlagenen Ände-
rungen betreffen nur einen kleinen Teil der neuen 
Pflichtaufgaben nach Weisung. Deshalb stellen wir 
heute gemeinsam mit der FDP einen Änderungsan-
trag. Darin sind die berechtigten Einwände des Städ-
tetages genauso berücksichtigt wie das sehr wichtige 
Thema „Kinder- und Jugendgesundheit“, unter das 
auch die Schuleingangsuntersuchung fällt. 

Ich kann nur dafür werben, die Bedenken des Städ-
tetages ernst zu nehmen und diesen Änderungsvor-
schlag anzunehmen. So kann die Zusammenlegung 
ein Ergebnis aus den Lehren der Coronapandemie 
sein und eine sinnvolle Bündelung von Aufgaben mit 
sich bringen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Teschlade. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Kein Gesundheitssystem 
kann stark sein, wenn der öffentliche Gesundheits-
dienst schwach ist. Wenn wir ehrlich zu uns sind: Der 
ÖGD wurde über Jahre vernachlässigt. In der Pan-
demie wurde seine Bedeutung sichtbar. Aber auch 
heute, nach der Pandemie, stehen wir vor großen 
Herausforderungen für den Gesundheitsschutz der 
Menschen bei uns in NRW, etwa aufgrund sozialer 
Ungleichheit. 

Wir wissen längst: Armut macht krank, und Krankheit 
macht arm. Diese Wechselwirkungen müssen end-
lich durchbrochen werden. Der vorliegende Gesetz-
entwurf ist ein wichtiger Schritt dazu. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eine Auswertung der AOK Rheinland/Hamburg über 
ihre Versicherten zeigt: Mehr als die Hälfte der Kinder 
lebt in Familien mit mindestens einer familiären Be-
lastung, seien es die Krankheit eines Elternteils oder 
das Aufwachsen im Bürgergeldbezug. Diese familiä-
ren Belastungen haben Folgen. 

Nur ein Beispiel: Kinder von Eltern mit psychischen 
Erkrankungen haben ein rund 70 % höheres Risiko, 
eine Essstörung zu entwickeln. Genau das ist der 
Grund, warum gezielte Gesundheitsförderung und 
Prävention für Kinder und Jugendliche aus belasteten 
Familien gerade kein Nice-to-have, sondern zentral 
für mehr Gesundheitsgerechtigkeit sind. 

Deshalb ist es uns besonders wichtig, dass die För-
derung gesundheitlicher Chancengleichheit im Ge-
setzestext verankert ist. Dazu hatten wir einen Ände-
rungsantrag eingebracht. 
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Mit dem Gesetz stärken wir darüber hinaus den Ge-
sundheitsschutz in der Klimakrise, gerade für vul-
nerable Gruppen. Angesichts extremer Wetterlagen 
ist klar: Gesundheit braucht Klimaschutz und einen 
starken ÖGD, der die Menschen rechtzeitig aufklärt, 
warnt und vorbereitet. 

Wir sind der Meinung: Der vorliegende Gesetzent-
wurf ist ein Meilenstein, denn wir verfolgen nichts Ge-
ringeres als die nachhaltige Stärkung des ÖGD – 
strukturell, inhaltlich und vor allem zukunftsgerichtet. 

Ein zentrales Element ist die Errichtung des neuen 
Landesamts für Gesundheit und Arbeitsschutz. Dort 
bündeln wir Fachkompetenz und schaffen Synergien 
zwischen Gesundheit und Arbeitsschutz. 

Ein zeitgemäßer ÖGD – das macht der Entwurf klar – 
bringt Gesundheitsperspektiven auch in andere Poli-
tikfelder ein. Stadtentwicklung, Mobilität, Wohnum-
feld – all das beeinflusst doch unsere Gesundheit un-
mittelbar. 

Gerade auf kommunaler Ebene übernimmt der ÖGD 
koordinierende und steuernde Rollen. Er bringt die 
relevanten Akteure an einen Tisch, vernetzt die wich-
tigen – ich betone es noch einmal – Präventionsan-
gebote und sorgt dafür, dass gesundheitliche Be-
lange in Planungs- und in Entscheidungsprozesse 
einfließen. 

Zur Anhörung: Der Gesetzentwurf fand breite Zustim-
mung bei den Sachverständigen des ÖGD. Gleich-
zeitig haben wir Bedenken der kommunalen Spitzen-
verbände ernst genommen. Darauf ist Kollege 
Schmitz schon eingegangen. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

Nach sorgfältiger Abwägung wurden zwei geplante 
Weisungsbefugnisse zurückgenommen. Wir stim-
men also heute über einen ambitionierten und zu-
gleich ausgewogenen Gesetzentwurf ab. Doch uns 
muss auch klar sein: Diese Novelle allein auf Lan-
desebene reicht nicht. Ein starker ÖGD braucht aus-
reichend Personal. Bund und Länder stehen gemein-
sam in der Verantwortung, die Erfolge des ÖGD-
Pakts auch über das Jahr 2026 hinaus abzusichern. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zum Abschluss ein Wort an SPD und FDP: Mit Ihrem 
Änderungsantrag, der gestern kurzfristig einging, 
setzen Sie eine klare Botschaft: Im Kern solle doch 
alles einfach so bleiben, wie es sei. Ganz besonders 
enttäuschend finde ich die Haltung der SPD, dass 
ausgerechnet bei dem Thema „Prävention und Ge-
sundheitsförderung“ trotz der gravierenden Probleme 
und der sozialen Ungleichheit, die ich eingangs ge-
schildert habe, alles so bleiben soll, wie es ist. Da 
frage ich mich ernsthaft: Wo bleibt Ihr Einsatz für Ge-
sundheitsgerechtigkeit? 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Thors-
ten Klute [SPD]) 

Haben Sie sich überhaupt inhaltlich einmal mit die-
sem Thema beschäftigt? 

Zum Verfahren. Im Ausschuss, medial und auch 
heute, ein Riesenthema, ein Riesendrama 

(Thorsten Klute [SPD]: Das sagt ja keiner! 

um das Verfahren, weil wir diesen Änderungsantrag 
kurzfristig eingebracht haben. Nur noch mal zur Wie-
derholung: Sie haben heute das Gleiche gemacht. 

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Das ist Ihr gutes Recht. Da müssen Sie sich aber die 
Frage gefallen lassen: Wie ernst gemeint war eigent-
lich Ihre Empörung in der vergangenen Woche? War 
das alles nur Inszenierung? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Festzuhalten bleibt: Über das gesamte Verfahren ha-
ben Sie keinerlei Interesse an einem inhaltlichen 
Austausch und an der Stärkung des Öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes gezeigt. Das ist bedauerlich, und 
ich finde das enttäuschend.  

Wir stimmen dem Gesetz zu. Den Änderungsantrag 
lehnen wir ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Thoms. – Für die Fraktion der FDP hat nun 
die Abgeordnetenkollegin Frau Schneider das Wort. 

Susanne Schneider (FDP): Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist 
schon starker Tobak. Aber den Oppositionsfraktio-
nen hier im Hohen Hause Desinteresse an der Ge-
sundheit der Menschen in Nordrhein-Westfalen vor-
zuwerfen, 

(Beifall von der FDP) 

ist eine Unverschämtheit, gleichzeitig gepaart mit 
dieser Arroganz: Was erlaube SPD, was erlaube 
FDP, jetzt einen Änderungsantrag vorzulegen? 

Was erlauben Sie sich denn, uns nicht mal 24 Stun-
den vor dem Fachausschuss einen Änderungsantrag 
hinzuknallen nach dem Motto „Friss oder stirb“? Wir 
hatten keine 24 Stunden Zeit, diese umfangreichen 
Änderungen über drei Seiten plus vieler Anlagen zu 
prüfen. Und von letzter Woche Donnerstag bis jetzt 
braucht es natürlich auch einen Moment und Abspra-
che mit den Fraktionen, bis so ein Änderungsantrag 
fertig ist. 

Also, solche Arroganz an diesem Redepult – das ist 
schon ganz extrem. 

(Beifall von der FDP) 
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